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Unter Bezugnahme auf die mit Note vom 2. Februar 1998, 

Zl. 12.690/3-III/A/2/98, vom Bundesministerium für Unterricht 

und kulturelle Angelegenheiten übermittelten Entwürfe ge­

stattet sich der Österreichische Städtebund, anbei 25 Aus­

fertigungen seiner Stellungnahme zu übersenden. 

Beilagen 

/;J /U ~. / 
(.ß?-~ l' 1~,--,~----6 

(Dkfm. Dr. Erich Pramböck) 
Generalsekretär 

Internet-Adresse: http://staedtebund.wien.aV 
E-Mail-Adresse:post@stb.or.at 
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Entwürfe von Novellen zum Schul­
organisatiönsgesetz, zum Schulunter­
richtsgesetz, zum Schulpflicht­
gesetz 1985 und zum Pflichtschul­
erhaltungs-Grundsatzgesetz 
Zl. 12.690/3-III/A/2/98 

An das 
Bundesministerium für 

Wien, 30.3.1998 
Kettner/Kr 
Klappe 899 93 
S/Bm2ges.doc 
21. 260/228/98 

Unterricht und kulturelle Angelegenheiten 

Minoritenplatz 5 
1014 Wien 

Der Österreichische Städtebund erlaubt sich, zu den oben 

angeführten Bundesgesetzen folgende Stellungnahme abzugeben: 

SchOG § 12 (3) sollte lauten: 

"Über die Organisationsform gemäß Abs. 1 und 2 entscheidet 

nach den örtlichen Gegebenheiten die nach dem Ausführungsge­

setz zuständige Behörde nach Anhörung des Schulerhalters, des 

Schul forums und des Bezirksschulrates (Kollegium)." 

SchUG § 18 (2): 

Variante 2 entspricht eher einer individuellen und kindge­

rechten Leistungsdarstellung. Vor Ausfolgung der Leistungsbe­

urteilung muß mindestens ein Informationsgespräch mit den 

Erziehungsberechtigten und den Schülern erfolgen. 

Illternet -Adresse: http://staedtebulld.wien.at! 
E-Mail-Adresse:post@stb.or.al 
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Eine weitere Wahlmöglichkeit in einer individuellen 

Leistungsbeurteilung mit einem hohen Informationsinhalt wäre: 

"In der 1. 'und 2. Schulstufe der Volks- und Sonderschule kann 

das Klassenforum und das Schul forum beschließen, daß der 

Beurteilung der Leistungen der praktische Leistungsnachweis 

zugrunde liegt und in Form einer Leistungsbeschreibung zu 

erfolgen hat. Die laufende Einbeziehung der Erziehungsbe­

rechtigten über die Entwicklung der Leistung und ein 

abschließendes Gespräch unter Einbeziehung des betreffenden 

Schülers ist ein bindender Bestandteil." 

Schulpflichtgesetz: 

Im § 6 Abs. 2c ist der Satz, "Vor der Entscheidung hat der 

Schulleiter ein schulärztliches Gutachten einzuholen", 

ersatzlos zu streichen. 

Pflichtschulerhaltungs-Grundgesetz: 

Aufgrund der veränderten Situation im Verständnis der 

Bevölkerung sollte eine Lockerung der Sprengelgesetzgebung 

ins Auge gefaßt werden. Dies betrifft insbesondere den 

städtischen Bereich bzw. Ballungszentren. 

Der § 13 Abs. 1 - 2 sollte lauten: 

Abs. 1: "Für jede öffentliche Pflichtschule hat ein 

Berechtigungssprengel zu bestehen." 

Abs. 2: "Der Schulsprengel für Hauptschulen und Sonder­

schulen - unbeschadet der die Schulpflicht regelnden 

Vorschriften - ist in einem Berechtigungssprengel festzu­

legen. 
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Gleichzeitig übermittelt der Österreichische Städtebund eine 

spezifisch auf die Steiermark abgestimmte Stellungnahme der 

Stadt Graz. Bemerkt wird überdies, daß mit der Überführung 

der Schulversuche zum Fremdsprachenunterricht in die 

Volksschule doch erhebliche finanzielle Belastungen für den 

Schulerhalter verbunden sein werden. 

25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme werden gleichzeitig 

der Parlamentsdirektion übermittelt. 

(Dkfm. Dr. Erich Pramböck) 
Generalsekretär 
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MAGISTRAT GRAJ 

An den 

ÖSTRRREICHTSCHEN STÄDTEBUND 
Rathaus 
1082 Wien 

GZ.: SSA - K - 124/1998 - 61 
Entwiirfe Von Novellen zum Schulorganisationsgesetz, 
Schulunterrichtsgesetz, Schulpflichtgesetz und zum 
Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz~ 
Stellungnahme der Stadt Graz 

Stadtschu 
SOll Graz 

Wiel!.1lldgasse 7 

U=beiter: Dr. mST 
Telefon: 8052 DurclJ.'Wthl 821 
Telefax: 8052-847 
Partcicnverkebr: 
Montag bis Freitag 7.00 bis 15,00 Uhr 
Schulm..'t1rik. 8.00 b1$ 12.00 Uhr 

Im Falle clnLT Antwort bilte da.~ Gc:sch.'ifl<;­
zeichen dieses Schreiheus lIDilihren. 

Graz, 20. 3. 1998 

Der Österreichische Städtebund hat der Stadt Graz Entwürfe von Novellen zu den im Betreff 
angefiihrten Gesetzen mit dem Ersuchen um Stellungnahme bis spätestens 25. März 1998 
übermittelt. Die betreffenden Neuregelungen in allen Gesetzen stehen untereinander im 
Zusammenhang und betreffen insbesondere folgende Bereiche, wo bisher in Schulversuchen 
erprobte und bewährte Maßnahmen in das Regelschulwesen überfiilirt werden sollen: 

l.) Neuordnung des Schuleingangsbereiches zur Vermeidung der Zurückstellung 
schulpflichtiger Kinder vom Schulbesuch 

2.) Einfuhrung einer verbindlichen Übung ,,Lebende Fremdsprache" in den 1. und 2. 
Schulstufen der V o1ksschule 

3.) Flexiblere Formen der Leistungsdifferenzierung in der Hauptschule 

Der Stadtsenat der Landeshauptstadt Graz hat dazu in seiner Sitzung am 21.3.1998 folgende 
Stellungnahme beschlossen: 

Das diesbezügliche Gesetzesvorhaben wird begrüßt, wobei zu zweI Details Abänderungs­
vorschläge erstattet \verde!l: 
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24/03 '98 DI 09:50 FAX 0316 8052 847 STADTSCHULAllH 

a) Im § 12 Abs 3 SchOG ist wie bisher vorgesehe~ daß über die Organisationsform der 
Volksschule die nach dem Ausfuhrungsgcsetz zuständige Behörde (in der Steiermark die 
Landesregierung) nach Anhörung des Schulerhalters des Bezirksschulrates (Kollegium) und 
des Landesschulrates (Kollegium) entscheidet. Da das getrennte Angebot von Vorschul stufe 
sowie 1. und 2. Schul stufe einerseits und die gemeinsame Führung von Schul stufen der 
Grundstufe I andererseits als unterschiedliche Organisationsform gelten, wäre ruf jede 
Entscheidung über den Eingangsbereich ein hoher administrativer Aufwand erforderlich. Es 
ist zu überlegen., ob nicht in Zukunft die An.hörung des Kollegiums des LandesschuJrates 
entthllen könnte. 

b) Nach dem Entwurf zu § 13 Abs 1 SchOG "kann :fiir noch nicht schulreife Kinder (bei 
gemeinsamer Führung der Grund~tufe I), ..... ein entsprechend ausgebildeter Lebrer 
zusätzlich eingesetzt werden". Dies entspricht der bisherigen Regelung betreffend Kinder 
mit sonderpädagogl.schem Förderbedarf sowie {ur Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache, 
welche die Unterrichtssprache nicht ausreichend beherrschen. Zur Absicherung der Qualität 
des Unterrichts sollte die Formulienmg m ,Jst ein entsprechend ausgebildeter Lehrer 
zusätzlich einzusetzen« abgeändert werden. 

Die Stadt Graz, die mit Beginn des Schuljahres 1997/98 eine Bilinguale Volksschule errichtet 
hat, begrüßt die geplante Gesetzesändenmg. 

Von den in Graz bestehenden 19 städtischen Schulen fiir die Sekundarstufe (18 Hauptschulen 
und 1 Realschule) werden an 12 seit Jahren flexlb.lere Fonnen in Leisrungsdifferenzierung in 
Deutsch, Englisch und Mathematik: (z.B. ,,'Modell Neue :Mittelschule") erprobt. Durch 
binnendifferenzierten Unterricht in heterogenen Klassen in Fonn von Tearnteaching wird vor 
allem leistungsschwächeren Kindern die Möglichkeit eröffnet, sich an leistungsstärkeren 
Mitschülern zu orientieren. Durch den Wegfall von Ein- und Umstufungen ergibt sich weiters 
ein angst- und' streßänneres Arbeitsklima. 

Unter der Voraussetzung der gleichen Ressourcen wie bei einer außeren Differenzierung 
(zumindest teilweise Doppelbesetzung) könnten diese Schulversuche ohne Probleme als 
Wahlmöglichkeit in den Regelbetrieb übertragen werden. 

Es wäre daher zu erwarte~ daß der binnenditferenzierte Unterrricht mit Teamteaching ohne 
Verpflichtung zu Ein- und Umstellungen als Alternative zur Führung von Leistungsgruppen in 
das Regelschulwesen Eingang findet. Der vorliegende Entwurf erfUllt diese Erwartungen aber 
in keiner Weise, da hier in allen Fällen eine Leistungseinstufung verlangt wird. 

Im Gegensatz dazu sollte die Möglichkeit geschaffen werde~ den Unterricht auch ohne Ein­
und Umstufungen bis zum Ende des 1, Semesters der 8. Schulstufe zu erteilen (zu diesen 
Zeitpunkt müßte eine Einstufung in Leistungsgruppen im Hinblick auf Möglichkeit eines 
Übertritts in eine weitertUhrende Schulen erfolgen). Eine Entscheidung über die Vorangsweise 
hinsichtlich der Leistungsdifferenzierung sollten die Schulforen autonom treffen können. 

24/03 '98 DI 09: 47 [SE/EM NR 5858] [4J 002 
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Es wird nochmals darauf hingewiesen., daß bei Gesetzwerdung des vorliegenden Entwurfes die 
bewährten Formen der Binnendifferenzierung an den meisten Grazer Hauptschulen nicht mehr 
aufrecht erhalten werden können. 

Mit freundlichen Grüßen! 

lf!J UUJ 
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